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In eigener Sache

Wir laden Sie zu einem Rundgang auf der Internetseite der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht ein. Hier können Sie sich über alle Vorteile der Mitgliedschaft informieren. Sie erfahren die Termine der bundesweit angebotenen Fortbildungsveranstaltungen und Sie können Arbeitshilfen abrufen, die eine wichtige Stütze im Arbeitsalltag der Anwältinnen und Anwälte sind.
Zunehmend werden auf der Eingangs-Seite Informationen veröffentlicht, die auch für die Mandantinnen und Mandanten interessant sind, zum Beispiel Urteile oder Entwicklungen in der Familienrechtspolitik. Außerdem können unter dem Stichwort "Ratgeber" die Verbraucher Fragen an die AG FamR stellen. Wenn Mitglieder hier antworten, sind sie als solche auch erkennbar, wenn sie sich zuvor angemeldet haben. Dies bietet ihnen eine weitere Möglichkeit, für ihre besondere Fachkunde im Familienrecht zu werben, denn jedes Mitglied kann sich einloggen und mit den Verbrauchern kommunizieren.
Der Geschäftsführende Ausschuss wünscht allen Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht FROHE OSTERN.


Bundesrat: Neuregelung des Versorgungsausgleichs zugestimmt

Die Reform des Versorgungsausgleichs hat am 6. März 2009 den Bundesrat passiert. Das Reformgesetz sieht vor, dass künftig jedes in der Ehe aufgebaute Versorgungsanrecht gesondert im jeweiligen Versorgungssystem zwischen den Ehegatten geteilt wird. Zudem ermöglicht es mehr Spielraum für Vereinbarungen und lässt den Versorgungsausgleich in Sonderfällen wegfallen. Das Gesetz soll zum 1. September 2009 in Kraft treten.
Internetseite der AG Familienrecht, BMJ-Informationen, BMJ-Pressemitteilung


EUGH: Schlussanträge in Ehescheidungssachen (Brüssel II a-VO)

Am 12. März 2009 hat die Generalanwältin am Europäischen Gerichtshof Juliane Kokott die Schlussanträge in der Rechtssache C-168/08 vorgelegt. Die Auslegung der Verordnung Nr. 2201/2003/EG über Zuständigkeit, Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen ist Gegenstand der Vorlagefrage. Im Verfahren soll geklärt werden, ob ein ungarisches oder ein französisches Gericht für die Scheidung zuständig ist, wenn beide Ehegatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt in Frankreich haben und die doppelte Staatsbürgerschaft besitzen. Die Gerichte aller Mitgliedstaaten, deren gemeinsame Staatsangehörigkeit die Ehegatten besitzen, sind nach dieser Vorschrift zuständig - so die Generalanwältin. Die negativen Begleiterscheinungen eines "Wettlaufs zu den Gerichten" seien die Folge fehlender einheitlicher Kollisionsnormen des Internationalen Privatrechts und nicht Auslegungsfrage der Zuständigkeitsbestimmungen.
BGH: Dauer des nachehelichen Betreuungsunterhalts

In der ersten Entscheidung zum Thema "nachehelicher Betreuungsunterhalt" nach dem neuen Unterhaltsrecht (§ 1570 BGB) hat der Familiensenat des BGH einige grundlegende Feststellungen getroffen. Die Urteilsgründe liegen zwar noch nicht vor, aber aus der ausführlichen Pressemitteilung des Gerichts lassen sich einige Kernsätze herauslesen. Wegen der Betreuung eines gemeinsamen Kindes kann ein geschiedener Ehegatte von dem anderen für mindestens drei Jahre nach der Geburt Unterhalt verlangen Die Dauer verlängert sich, wenn dies die Belange des Kindes erfordern. Ob und wie lange ein betreuender Elternteil arbeiten gehen muss, hängt auch von den Möglichkeiten der externen Versorgung ab, zum Beispiel Kindergarten oder Hort. Ein abrupter Wechsel von der Kinderbetreuungszeit zur Vollerwerbstätigkeit wird nicht verlangt. Die alleinige Anknüpfung am Alter des Kindes ("Altersstufenmodell") sei nicht ausreichend. Der BGH hat die Entscheidung im Fall einer Lehrerin, die zu 70 % Teilzeit arbeitet und das siebenjährige Kind betreut, aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Kammergericht zurückverwiesen.
Az XII ZR 74/08, Urteil vom 18. März 2009, demnächst beim BGH unter Entscheidungen, BGH-Pressemitteilung, dpa-Bericht, ZDF-Bericht.


BGH: Keine Begutachtungspflicht von Vermögensgegenständen

Der Auskunftspflichtige muss seine Vermögenswerte ermitteln und angeben, aber nur insoweit, als er selbst dazu imstande ist (§ 1379 l 1 BGB). Bei einer auf § 1379 l 2 BGB beruhenden Verurteilung ist er nicht dazu verpflichtet, die Vermögensgegenstände, insbesondere das Grundeigentum, selbst begutachten zu lassen. Allerdings muss er zu Einzelfragen Auskünfte einholen und Hilfskräfte einschalten, um den Wert der Vermögensgegenstände zuverlässig zu ermitteln. Die Kosten der Werteermittlung hat der Auskunftspflichtige zu tragen.
Az XII ZB 121/08, Beschluss vom 28.1.2009, beim BGH unter Entscheidungen.


OLG Düsseldorf: Kapitalzinsen und Sparprämien aus der Altersversorgung

Kapitalzinsen und Sparprämien, die im Rahmen eines zur zusätzlichen Alterssicherung abgeschlossenen Sparvertrages jährlich anfallen, sind nicht als Einkommen anzusehen. Wenn sie jedoch Kapital erhöhend auf dem Sparkonto bleiben, sind sie bei der Bewertung der Einkünfte eines Kindes zum Zwecke der Zahlung von Elternunterhalt als Rendite anzusehen, die dem Kind zu belassen ist. (Nach Maßgabe der Rechtsprechung des BGH, Urteil vom 30.08.2006 - XII ZR 98/04, FamRZ 2006, 1511, 1516.)
Az II-8 UF 172/08, Urteil vom 14.1.2009


OLG Schleswig: Befristung des Unterhaltsanspruchs einer Arzthelferin

Wenn der Unterhaltsanspruch trotz Befristungsmöglichkeit weiter bestehen soll, müssen fortdauernde ehebedingte Nachteile vorliegen (§1578b BGB). Diese können sich vor allem daraus ergeben, wie lange ein gemeinschaftliches Kind betreut wurde, wie die Haushaltsführung und Erwerbstätigkeit während der Ehe gestaltet war und wie lange die Ehe gedauert hat. Zu berücksichtigen ist auch, wenn ein Ehegatte krank wird, selbst wenn die Krankheit unabhängig von der Ehe beginnt. Der Unterhaltsschuldner muss die Voraussetzungen einer Befristung darlegen und beweisen; dabei müssen die maßgeblichen Umstände feststehen, so dass eine sichere Prognose möglich ist. Wenn die Ehefrau während der Ehe 15 Jahre lang nicht in dem erlernten Beruf gearbeitet hat und krankheitsbedingt nur zu einer halbschichtigen Tätigkeit in der Lage ist, kann der Unterhalt nicht befristet werden.
Az 13 UF 100/08, Urteil vom 22.12.2008.


OLG Saarbrücken: Prozesskosten und Verkauf eines Familienhauses

Die bedürftige Partei verkauft ein früheres Familienhaus. Das dadurch erlangte Vermögen muss sie für schon entstandene Kosten einsetzen. Das gilt auch, wenn sie damit ein neues angemessenes Hausgrundstück oder eine Eigentumswohnung erworben hat oder erwerben möchte.
Az WF 107/08, Beschluss vom 8.12.2008


AG Offenburg: Alleiniges Aufenthaltsbestimmungsrecht bei Umzug nach Paris

Eine Mutter, die das gemeinsame Kind aus der früheren Beziehung betreut, darf entscheiden, zu ihrem neuen Freund nach Paris zu ziehen. Das entspricht ihrem Recht darauf, frei über die Wahl ihres Lebensmittelpunktes entscheiden zu können. Dies hat Vorrang vor dem Recht des Kindesvaters, den Umgang im bisherigen Umfang ausüben zu können.
Az 2 F 423/06, Beschluss vom 18.06.2008, nicht in der Datenbank, kann hier telefonisch oder per Post und hier per e-mail angefordert werden oder nachgelesen werden: BeckRS 2009, 4533.


Zeitschrift Forum Familienrecht

Im April-Heft erscheint ein ausführliches Interview mit der Bundesministerin der Justiz, Brigitte Zypries, über Reformen im Familienrecht: "Tour de raison". RiBGH Dr. Frank Klinkhammer fragt in seinem Aufsatz: "Brauchen wir noch die `Ehelichen Lebensverhältnisse'?". (Überarbeitete Fassung seines Vortrags auf dem Deutschen Anwaltstag in Berlin 2008) In einem weiteren Aufsatz schreibt RA Klaus Weil über das Thema "Der neue Versorgungsaugleich - Strategien".
http://www.forum-familienrecht.de/neu/startseite.php


Termine

Der 60. Deutsche Anwaltstag in Braunschweig vom 21. bis 23. Mai 2009 steht unter dem Motto: "60 Jahre Grundgesetz - den Rechtsstaat gestalten". Die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht befasst sich in ihrer Veranstaltung mit drei Themen (Fachprogramm S. 13-14, gedrucktes Programm S. 32-33):

1. Anspruch auf gleiche Teilhabe am gemeinsam Erwirtschafteten und die Rechtsprechung des BGH zu den wandelbaren ehelichen Lebensverhältnissen, Referent: Prof. Dr. Dr. h.c. Gerd Brudermüller, Vors. Richter am OLG Karlsruhe, Vors. des Familiengerichtstages.
2. Die Rechtsprechung des BVerfG und seine Bedeutung für die Entwicklung des Familienrechts, Referent: Prof. Dr. Dr. h.c. Dieter Schwab, Regensburg.
3. Europäisierung des Familienrechts, Referent: Mallory Völker, Richter am Amtsgericht (Familiengericht), Saarbrücken.
Moderation: Rechtsanwalt Dr. Mathias Grandel, Augsburg.
(14:00 bis 17:30 Uhr in der Stadthalle Braunschweig, Congress Saal.) Im Anschluss an die Veranstaltung lädt die Arbeitsgemeinschaft Familienrecht zum traditionellen Empfang.

14. Studienreise nach Griechenland
vom 27. Mai bis 3. Juni 2009 in Isthmia, Peloponnes, Griechenland, Kalamaki Beach Hotel. Thema: "Ehe und Familie im Wandel der Zeit". Dr. Christine Hohmann-Dennhardt, RiBVerfG spricht über Ehe und Familie - aus Sicht unserer Verfassung und Eckart Hohmann, Präsident des Statistischen Landesamtes Wiesbaden, Stellv. Vorsitzender des Rates für Sozial- und Wirtschaftsdaten (RatSWD) über Ehe und Familie in Zahlen - eine soziologische Betrachtung. Aus europäischer Sicht referiert Dr. Jens M. Scherpe, von der University of Cambridge über Ehe und Familie in Europa.
Programm und Anmeldung.

SommerIntensiv in Saas Fee, 30. August bis 5. September 2009. Themen: Über den neuen und alten Versorgungsausgleich referieren RA Klaus Weil und Arndt Voucko-Glockner; über aktuelle Entwicklungen im Familienrecht mit dem Schwerpunkt Unterhaltsrecht referiert RiBGH Dr. Frank Klinkhammer. (Programm)

Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie auch die Seminarserie zur "Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht".
conventionpartners GmbH, Tel. 0228 - 35 00 441 Fax: 0228 - 35 00 450
e-mail: info@cp-bonn.de

Internationale Tagung an der Universität Cambridge vom 26. bis 27. Juni 2009: Marital Agreements and Private Autonomy in a Comparative Perspective. The legal status of pre-nuptial, post-nuptial and separation agreements in:
Australia-Austria-Belgium-England-France-Germany-The Netherlands-Scotland-Singapore-Spain-Sweden-USA. Principal Investigator: Dr Jens M. Scherpe, University of Cambridge.

Vorankündigung: 5. Weltkongress für Familienrecht und Kinderrechte vom 23. bis 26. August 2009 in Halifax, Kanada. Nähere Informationen unter www.lawrights.asn.au.
v.i.S.d.P.: Rechtsanwältin Ingeborg Rakete-Dombek,
Vorsitzende  des Geschäftsführenden Ausschusses der AG Familienrecht im DAV
Für eine Abmeldung aus dem Verteiler wenden Sie sich bitte an die Mitgliederverwaltung des DAV:
Tel. 0 30 / 72 61 52--178 Frau Schuminski
D E U T S C H E R  A N W A L T V E R E I N - Littenstraße 11, 10179 Berlin, Tel.: 0 30 / 72 61 52 -  0,
Fax: 0 30 / 72 61 52 - 1 90, dav@anwaltverein.de <<mailto:dav@anwaltverein.de>>
Alle Angaben ohne Gewähr und Anspruch auf Vollständigkeit. © 2009












